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Der Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union vom 7. Februar 1992 
zur Binnenmarktfreiheit tritt in Kraft

Nach Art. 36 AEUV sind Vorschriften über den Schutz „nationalen Kulturguts von 
künstlerischem, geschichtlichem oder archäologischem Wert“ von der Binnenmarkt-
freiheit ausgenommen.

1992

EU-Verordnung Nr. 116/2009 über die Ausfuhr von Kulturgütern vom 
18. Dezember 2008

Die Verordnung ist geltendes Recht in Deutschland und den anderen Mitgliedsstaaten. 
Sie betrifft den Export von Kulturgütern in den EU-Außenbereich – für internationale 
Spitzenwerke insbesondere nach Basel und New York. 

Die Ausfuhrbestimmungen beruhen auf dem sogenannten Kategorienprinzip.
Danach werden Kulturgüter nach ihrer Eigenschaft in mehr als 30 Gattungen von 
Bildern und Gemälden über Landkarten bis hin zu Tapeten nach Wert- und Alters-
grenzen erfasst. Für Bilder und Gemälde z. B. ist die Wertgrenze 150.000 € und 
die Altersgrenze 50 Jahre. Der Export von Kulturgütern, der sich in diesem Rahmen 
bewegt, ist frei. Werden diese Grenzen überschritten, besteht ein Exportverbot mit 
Erlaubnisvorbehalt. In Deutschland entscheiden die obersten Kulturbehörden der 
Länder über die Genehmigung. Sie wird erteilt, wenn kein national wertvolles Kultur-
gut vorliegt.

2008

Referentenentwürfe Nr. 1 vom 29. Juni 2015, Nr. 2 vom 14. Juli 2015 sowie der 
autorisierte offizielle Entwurf vom 14. September 2015 und der Regierungsent-
wurf vom 4. November 2015 

Der Regierungsentwurf ist immer noch ein Entwurf und muss die Instanzen des 
Bundestages durchlaufen. Der Dreh- und Angelpunkt der Novellierung ist, dass sie 
das Kategorienprinzip der EU-Verordnung Nr. 116/2009, wenn auch mit deutlich 
angehobenen Wert- und Altersgrenzen, auf die Ausfuhr im die EU-Binnenmarkt 
überträgt. In Zukunft soll nicht mehr gelten, was auf den Listen steht, sondern was als 
national wertvoll auf die Listen gehört. 

2015

I.	Chronologie der Gesetzgebung zum Abwanderungsschutz 
	 nationalen Kulturguts

Reichsverordnung vom 11. Dezember 1919  

Die Ausfuhr eines Kunstwerks bedarf der Genehmigung, sobald es in das Verzeichnis 
der Werke eingetragen ist, deren Verbringung ins Ausland einen wesentlichen Verlust 
für den nationalen Kunstbesitz bedeuten würde. 

Die Reichsverordnung begründet das sogenannte Listenprinzip.

1919

Artikel 14 des Grundgesetzes vom 23. Mai 1949

(1) Das Eigentum und das Erbrecht werden gewährleistet. Inhalt und Schranken 
werden durch die Gesetze bestimmt.
(2) Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit 
dienen.
(3) Eine Enteignung ist nur zum Wohle der Allgemeinheit zulässig. Sie darf nur durch 
Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes erfolgen, das Art und Ausmaß der Entschä-
digung regelt. Die Entschädigung ist unter gerechter Abwägung der Interessen der 
Allgemeinheit und der Beteiligten zu bestimmen. 

1949

Gesetz zum Schutz deutschen Kulturgutes gegen Abwanderung vom 
6. August 1955 
 
Das Gesetz bestätigt das Listenprinzip der Verordnung von 1919. Es ist bis heute 
geltendes Recht in Deutschland. Was in das „Verzeichnis national wertvollen Kultur
gutes“ aufgenommen wird, unterliegt einem Exportverbot, im übrigen kann frei 
ausgeführt werden.

Die obersten Landesbehörden entscheiden nach Anhörung einer Sachverständigen-
kommission. Es geht um Kulturgut und deshalb sind die Maßstäbe des Marktwertes 
und des Alters ebenso wenig entscheidend wie die Person des Eigentümers.  

1955

„Generelles Ausfuhrverbot mit Erlaubnisvorbehalt“. Der Referentenentwurf vom 
20. Januar 1988

Der Entwurf in der Ära des Bundeskanzlers Helmut Kohl scheiterte bereits in der 
Ressortabstimmung. Die fachliche Auseinandersetzung entsprach in ihren Details der 
heutigen Diskussion um das KGSG. Der Bundeskanzler war im Hinblick auf die seiner-
seits schon vereinbarte Öffnung des europäischen Binnenmarkts 1992 nicht bereit, 
Restriktionen auf dem Kunstmarkt hinzunehmen.

1988
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Der erste Referentenentwurf vom 29. Juni 2015 war alles andere als ein lockeres Positionspapier. Er ist 
in jahrelanger Auseinandersetzung mit der Materie von Experten äußerst präzise erarbeitet worden, mit fünf 
Seiten Einleitung und einer detaillierten 98 Seiten langen Begründung. Ziel war und ist es, die verschiedensten 
deutschen, europäischen und internationalen Normen zu den drei Bereichen Abwanderungsschutz (UNESCO-
Konvention von 1970, Kulturgutschutzgesetz von 1955) und zur Einfuhr und Rückgabe unrechtmäßig nach 
Deutschland verbrachten Kulturguts (Kulturgüterrückgabegesetz von 2007 und Haager Konvention von 
1954) in einem kohärenten Kulturguttransfergesetz „aus einem Guss“ zusammenzufassen. 

Ein kühnes Unterfangen mit einer Vielzahl neuer Begriffsbildungen und komplizierten Verweisungen 
und inhaltlichen Verzahnungen. Ich kenne nur wenige, die den Gesetzestext gelesen, geschweige dann 
verstanden haben. Sie können für sich beanspruchen, zu den Glücklicheren dieser Welt zu gehören. Die 
Vorschriften zur Kulturgutrückgabe sind von zentraler Bedeutung. Die Richtlinie 2014/60/EU vom 15. Mai 
2014 fordert eine Umsetzung in nationales Recht bis zum 18. Dezember 2015. Hier ist Druck aufgebaut. Seit 
der UNESCO-Konvention von 1970 und der Vielzahl nachfolgender Vereinbarungen und Regeln spricht 
sehr viel dafür, dass dieser Komplex kurzfristig zum Abschluss kommen sollte. Ganz anders liegt es beim 
Abwanderungsschutz aufgrund des Kulturgutschutzgesetzes von 1955. Dort blicken wir auf eine 95-jährige 
weitestgehend unbeanstandeter Praxis des Listenschutzes national wertvoller Kulturgüter zurück. Diese Ab-
handlung befasst sich mit der Frage, ob es für den Kulturstandort Deutschland sinnvoll ist, auch in diesem 
Bereich umfangreiche bürokratische Hürden aufzubauen, die mit enormen Kosten und Eingriffen in persön-
liche Freiheitsrechte verbunden sind.

Ob nun durchgestochen oder nicht autorisiert, ist der erste Referentenentwurf an die Öffentlichkeit 
gelangt und hat einen Sturm der Entrüstung ausgelöst. Dazu hat mit Sicherheit beigetragen, dass mit der 
Neuregelung, wie es auf Seite eins des Regierungsentwurf steht, „vor allem gegen den weltweiten illegalen 
Handel mit Kulturgut vorgegangen werden“ soll. Der Entwurf enthält umfängliche Vorschriften zu Mittei-
lungs-, Aufbewahrungs-, Sorgfalts- und Auskunftspflichten, die mit weiteren Bestimmungen zur behördlichen 
Sicherstellung der Zollkontrollen unter Aufhebung des Steuergeheimnisses, der europaweiten Übermittlung 
dieser Daten an die zuständigen Stellen und rigorosen Bußgeld- und Strafbedingungen verbunden sind. Über 
weite Strecken liest sich der Entwurf wie ein Strafgesetzbuch.

Das mag bestimmt einigen, ja vielen gefallen, die der heutigen Entwicklung des weltweiten Kunstmarkts 
mit ominösen Preisen für Spitzenwerke mit Skepsis und Ablehnung gegenüberstehen. Das ist absolut ver-
ständlich. Andererseits muss nüchtern betrachtet werden, dass der Kulturstandort Deutschland nicht isoliert 
vom internationalen Kunst- und Kulturbetrieb betrachtet werden kann. Messen, Biennalen, Triennalen und 
Wechselausstellungen beherrschen das Feld. Die Politik fordert Besucherquoten und eine Eigenfinanzie-
rung der Institutionen unter Kürzung der öffentlichen Mittel. Besucherzahlen sind längst auch in Museen 
wie der TATE Modern in London oder dem MoMA das Maß der Dinge. Sie werden nicht mehr über ihre 
Sammlungen, sondern über die Wechselausstellungen erreicht. Das gilt in gleicher Weise für Deutschland. 
Nach Erhebungen größerer deutscher Museen besuchen nur ca. 20 % der Rezipienten die Sammlungen der 
Museen und 80 % die dort angebotenen Wechselausstellungen. Dabei geht es natürlich um die Namen der 
Künstler. Gut besuchte Veranstaltungen, man muss nicht einmal an die Blockbuster-Ausstellungen denken, 

II.	Regierungsentwurf vom 4. November 2015. 
	 Regeln zum Abwanderungsschutz und die Folgen
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Vergleich der Wert- und Altersgrenzen nach der EU-VO Nr. 116/2009 
und des Referentenentwurfs vom 14.9.2015
003366Vergleich der Wert- und Altersgrenzen nach der EU-VO Nr. 116/2009 
und des Referentenentwurfs vom 14.9.2015

Hi/Fa,17.11.2015

Alter (in 
Jahre) Wert Alter (in 

Jahre) Wert

100 0 100 0

100 0 100 0

50 150.000 70 300.000

50 30.000 70 100.000

50 15.000 70 50.000

50 15.000 70 50.000

50 50.000 70 100.000

50 15.000 70 50.000

50 0 70 50.000

100 50.000 100 100.000

200 15.000 200 30.000

50 0 50 0

Keine 
Altersgrenze 50.000 Keine 

Altersgrenze 100.000

75 50.000 150 100.000

Zwischen 50 
und 100 50.000 100 100.000

Über 100 50.000 100 100.000

5. Mosaike

6. Original-Radierungen, 
Lithographien

7. Originalerzeugnisse der 
Bildhauerkunst und Kopien

Kategorien

1. Archäologische 
Gegenstände
2. Bestandteile von Kunst- 
und Beudenkmälern

3. Bilder und Gemälde

4. Aquarelle

8. Photographien, Filme

9. Handschriften

10. Bücher

11. Gedruckte Landkarten

12. Archive

13. Sammlungen

14. Verkehrsmittel

15. a) Weitere Antiquitäten, 
sofern sie nicht unter die 
Kategorien nach 1 bis 14 
fallen * Spielzeug, Spiele * 
Gegenstände aus Glas * 
Gold- und 
Silberschiedearbeiten * 
Möbel und 
Einrichtungsgegenstände * 
Optische, photographische 
und kinematographische 
Instrumente * 
Musikinstrumente * 
Uhrmacherwaren * 
Holzwaren * Keramische 
Waren * Tapisserien * 
Teppiche * Tapeten * Waffen

15. b) Sonstige 
Antiquitäten, sofern sie nicht 
unter die Kategorien nach 1 
bis 14 fallen

Regierungsentwurf 
vom 4.11.2015

Verordnung (EG) Nr. 
116/2009 des Rates

lassen sich nur über die Bekanntheit eines Künstlers vermarkten. Und selbstverständlich orientiert sich das 
Engagement der gerade bei notleidenden öffentlichen Kassen so wichtigen Sponsoren aus der Wirtschaft 
und Industrie an diesen Maßstäben. 

Es ist nicht mehr so wie früher. Konzerne wie VW oder BMW schließen langfristige Verträge – es geht um 
Nachhaltigkeit – mit MoMA und Whitney in New York und TATE Modern in London mit jährlichen Zuwen-
dungen in Millionenhöhe. Unterstützung des Kulturstandorts Deutschland? Die heutigen Manager denken 
anders. Sie verlangen ein return on investment. Sie wollen die Marken ihres Unternehmens international 
durchsetzen und haben dabei die Besucherzahlen in internationalen Kunstzentren im Fokus, zurzeit bei 
MoMA ca. 7 Millionen und bei TATE Modern ca. 5,5 Millionen mit steigender Tendenz, da beide Museen 
innerhalb der nächsten zwei Jahre zusätzliche Ausstellungsgebäude errichten. Mit solchen Besucherzahlen 
können deutsche Museen in keiner Weise konkurrieren. Die Finanzierung der Projekte in London und New 
York erfolgt steuerlich begünstigt durch private Geldgeber und Foundations. Dementsprechend ist auch 
das Programm dieser Institutionen auf Ausstellungen mit Künstlern von internationaler Bedeutung ausge-
richtet. Das deutsche Museumssystem ist föderal ausgerichtet und basiert auf der Zuwendung öffentlicher 
Mittel der Länder, Städte und Kommunen. Das muss erhalten bleiben. Wenn britische und amerikanische 
Museumsdirektoren einen Großteil ihrer Zeit mit privaten Geldgebern verbringen, herrscht in Deutschland 
immer noch das Prinzip der strukturellen staatlichen Unterstützung. Der Kulturstandort Deutschland ist durch 
substanzielle Wettbewerbsnachteile im Zusammenhang der erhöhten Mehrwertsteuer, des Folgerechts und 
der Abgaben an die Künstlersozialkasse benachteiligt. Wenn jetzt ein Gesetz verabschiedet wird, das durch 
staatliche Kontrollmaßnahmen Kosten in nicht kalkulierbarer Höhe nach sich zieht, wäre das eine Belastung, 
die der Kunstbetrieb nicht zu verkraften kann.

Harald Falckenberg
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III.	 Appendix. Abdruck von Gesetzestexten zum Abwanderungsschutz
	 national wertvollen Kulturguts
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Art. 36 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) vom 7. Februar 1992
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EU-VO Nr. 116/2009 vom 18. Dezember 2008
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